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Bonn, den 26. Mai 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gründung einer Europäischen Universität 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Geiger (München), 
Berkhan, Margulies und Genossen 
- Drucksache 2721 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister des Innern und im Benehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirt- 
schaft wie folgt: 

Bei den Verhandlungen in Brüssel stellte sich heraus, daß 
einige Mitgliedstaaten der Europäischen Atomgemeinschaft 
und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft der Auffassung 
waren, die Gründung einer mehrere Disziplinen umfassenden 
Europäischen Universität werde nicht durch die Bestimmung 
des Artikels 9 Abs. 2 EAG-Vertrag gedeckt, der nur die Er- 
richtung einer kernwissenschaftlichen Hochschule vorsehe. Eine 
Einigung, die Europäische Universität im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaften zu errichten, war nicht zu erzielen. 

Die weitere Behandlung des Plans einer Europäischen Uni- 
versität findet jetzt im Rahmen der Studienkommission statt, 
die von den Staats- bzw, Regierungschefs der sechs Staaten 
der Europäischen Gemeinschaften auf ihrer Sitzung am 10. 
Februar 1961 in Paris mit dem Auftrag eingesetzt worden ist, 
die Möglichkeiten einer engeren Zusammenarbeit der sechs 
Staaten auf den nicht von den Gemeinschaftsverträgen erfaß- 
ten Gebieten, u. a. im Hinblick auf eine engere kulturelle 
Zusammenarbeit, zu prüfen. Die Bundesregierung steht diesem 
Projekt nach wie vor positiv gegenüber, 

Ich möchte darauf hinweisen, daß bei den Verhandlungen, 
die im Rahmen der Ministerräte der Europäischen Atomge- 
meinschaft und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft statt- 
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fanden, sowie in dem Interimsausschuß, der mit Beschluß der 
beiden Räte vom 13. Oktober 1959 zur Behandlung dieser 
Fragen eingesetzt worden war, die Bundesregierung die Auf- 
fassung vertreten hatte, daß die Gründung einer Anstalt im 
Range einer Universität gemäß der sich aus Artikel 9 Abs. 2 
des EURATOM -Vertrages ergebenden Verpflichtung erfolgen 
sollte. Sie hatte sich bei diesen Verhandlungen dafür einge- 
setzt, daß die Europäische Universität mehrere Disziplinen 
umfassen sowie das Recht zur Verleihung des Doktorgrades 
haben sollte, und daß die Finanzierung durch die Europäischen 
Gemeinschaften unter Einschaltung des Europäischen Parlaments 
erfolgen solle. 

Da die^Gründung einer derartigen Hochschule im Ausland 
auch innerstaatliche Folgen hat — wie z. B. die Anerkennung 
der Studienzeiten, der Examina und akademischen Titel sowie 
die Beurlaubung von Dozenten — kann die Bundesregierung 
in dieser Frage nur in Zusammenarbeit mit den deutschen 
Ländern und deren Kultusminister tätig werden. Eine end- 
gültige Stellungnahme der Ständigen Konferenz der deutschen 
Kultusminister zu diesem Problem liegt jedoch bisher nicht 
vor. Die Bundesregierung kann daher, trotz ihrer obenerwähn- 
ten positiven Einstellung, zu den einzelnen Punkten der An- 
frage zur Zeit noch nicht abschließend Stellung nehmen. 


von Brentano 


2 



